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Die wirtschaftliche Ausgangslage in der Europäischen Union beginnt sich nach den tiefen
Einschnitten der Krise 2010/11 nur langsam zu erholen. In ihrem Jahreswachstumsbericht
2017 hielt die Europäische Kommission zwar fest, dass alle Mitgliedstaaten wieder auf
Wachstumskurs  seien,  die  Investitionstätigkeit  zunehme  und  auch  die  Lage  auf  den
Arbeitsmärkten sich langsam entspanne. Dennoch seien diese Fortschritte auf keinen Fall
ausreichend, denn die Erholung bleibe fragil. „Das Wirtschaftswachstum, die Beschäfti-
gung und die Investitionstätigkeit werden nach wie vor durch die Altlasten der Krisenjahre
sowie von strukturellen Problemen gebremst, die auf die Zeit vor der Krise zurückgehen.
Trotz der jüngsten Verbesserungen ist die Arbeitslosigkeit in vielen Teilen Europas noch
immer viel zu hoch, und in vielen Mitgliedstaaten verursachen die langen Perioden hoher
Arbeitslosigkeit beträchtliche soziale Kosten.“1   

Im April 2017 lag die saisonbereinigte Arbeitslosenquote in der EU-28 bei 7,8 Prozent
und  verzeichnete  somit  einen  Rückgang gegenüber  7,9  Prozent  im März  2017  sowie
gegenüber 8,7 Prozent  im April  2016.  Im Euroraum lag die Arbeitslosenquote bei  9,3
Prozent und damit ebenfalls niedriger als im März 2017 mit 9,4 Prozent sowie im April
2016 mit 10,2 Prozent. Somit waren im April 2017 in der EU-28 insgesamt 19,1 Mio.
Männer und Frauen arbeitslos, davon 15 Mio. im Euroraum. Dies war die niedrigste Quote
seit  Dezember  2008 in der  EU-28 und seit  März  2009 im Euroraum. Die  niedrigsten
Arbeitslosenquoten im April 2017 verzeichneten die Tschechische Republik (3,2 Prozent),
Deutschland (3,9 Prozent) und Malta (4,1 Prozent); die Mitgliedstaaten mit den höchsten
Quoten waren Griechenland (23,2 Prozent im Februar 2017) und Spanien (17,8 Prozent).
Von besonderer Dringlichkeit bleibt das Problem der Jugendarbeitslosigkeit. Zwar sank
die Jugendarbeitslosenquote im April 2017 auf 16,7 Prozent in der EU-28 beziehungs-
weise 18,7 Prozent in der  Eurozone von 19 Prozent beziehungsweise 21,4 Prozent im
April 2016. Dennoch waren in der EU-28 noch immer rund 3,7 Mio. Menschen im Alter
unter 25 Jahren arbeitslos, davon 2,6 Mio. im Euroraum. In Griechenland lag die Quote
sogar bei 47,9 Prozent (im Februar 2017) und in Spanien bei 39,3 Prozent sowie in Italien
bei 34,0 Prozent.2 

Die Europäische Säule sozialer Rechte 

Die Kommission hatte am 8. März 2016 einen ersten Entwurf für eine europäische Säule
sozialer Rechte (ESSR) vorgelegt und eine öffentliche Konsultation gestartet, die am 31.
Dezember  2016  endete.3 Nach  den  Vorstellungen  der  Kommission  soll  die  ESSR ein
eigenständiges Referenzdokument werden, in dem die Prinzipien gut funktionierender und
fairer  Arbeitsmärkte  und sozialer  Sicherungssysteme aufgeführt  werden,  die  ganz  oder

1 Europäische Kommission: Jahreswachstumsbericht 2017, KOM (2016) 725 final, S. 3.
2 Eurostat: Arbeitslosenquote im Euroraum bei 9,3%, 31. Mai 2017, Pressemitteilung 86/2017.
3 Siehe hierzu auch Peter Becker: Beschäftigungs- und Sozialpolitik, in: Werner Weidenfeld/Wolfgang Wes-

sels (Hrsg.): Jahrbuch der Europäischen Integration 2016, Baden-Baden 2016, S. 215/16.
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überwiegend in der nationalen Kompetenz liegen. Die Initiative erstreckte sich zunächst
auf die Eurozone, allerdings können sich andere Mitgliedstaaten anschließen. Die Säule
enthält  Grundsätze  und Rechte  aus insgesamt 20 Themenfeldern,  die zu drei  Kapiteln
geordnet werden: (1) Chancengleichheit und Arbeitsmarktzugang, (2) faire Arbeitsbedin-
gungen und (3) angemessener und nachhaltiger Sozialschutz. Die Konsultation ergab ein
gemischtes  Bild.  Der  Europäische  Gewerkschaftsbund  kritisierte  den  Entwurf  der
Kommission als konzeptionell unzureichend. Angesichts des schwindenden Vertrauens der
Bürger  in  die  Zukunftsfähigkeit  Europas  sei  eine  tatsächliche  Agenda für  ein  soziales
Europa mit belastbaren sozialen Rechten erforderlich, die weiter reiche als eine lediglich
unverbindliche Zusammenstellung bestehender Regelungen. Die Gewerkschaften lehnten
die  Koppelung  des  Renteneintrittsalters  an  die  Lebenserwartung  ebenso  ab,  wie  eine
Wiederbelebung des „Flexicurity“-Ansatzes; das Konzept habe im Ergebnis nur zu un-
sicheren und prekären Beschäftigungsverhältnissen geführt. Auch der europäische Dach-
verband der Arbeitgeberverbände „Business Europe (BE)“ äußerte sich kritisch zu den
Überlegungen der Kommission, wenn auch aus anderen Gründen. Es käme in der Europä-
ischen Union vor allem darauf an, die globale Wettbewerbsfähigkeit Europas zu fördern
und die Rahmenbedingungen für die Schaffung von Arbeitsplätzen zu verbessern. Auch
das Europäische Parlament brachte sich mit einer Entschließung4 vom 19. Januar 2017 in
diese Debatte ein. Darin hatten die Parlamentarier die Kommission aufgefordert, nicht nur
eine  Zusammenstellung  oder  Grundsatzerklärung zu  den  sozialen  Rechten  vorzulegen,
sondern auch konkrete und spezifische Instrumente wie Rechtsvorschriften, Politikgestal-
tungsmechanismen und Finanzierungsinstrumente. Die Kommission solle gemeinsam mit
den  Sozialpartnern  eine  Rahmenrichtlinie  über  menschenwürdige  Arbeitsbedingungen
vorlegen und so das bestehende Recht um einen Sockel sozialer Rechte ergänzen. Die
ESSR solle  für  alle  am Binnenmarkt  teilnehmenden Länder gelten,  also weit  über  die
Eurozone hinaus reichen. Sie sei nur glaubwürdig, wenn zugleich auch eine angemessene
Finanzierung in den Mitgliedstaaten und der Europäischen Union für sozial- und beschäf-
tigungspolitische Maßnahmen vorgesehen werde.

Nach Abschluss  der  Konsultationsphase5 und  der  offenen  Diskussionen  im Rat  der
Europäischen Union legte die Kommission am 26. April 2017 die ESSR vor,6 die sich
weitgehend an dem ersten Entwurf vom März 2016 orientierte. Die rechtliche Verbindlich-
keit der Säule ließ die Kommission noch offen und stellte die ESSR in zwei Rechtsformen
mit identischem Inhalt vor – (a) als unmittelbar geltende, aber rechtlich nicht verbindliche
Empfehlung der Kommission und (b) als Vorschlag für eine gemeinsame Proklamation des
Parlaments, des Rates und der Kommission.7 Die Kommission plädiert für eine gemeinsa-
me Proklamation der ESSR durch die Organe der Europäischen Union; den Prozess zu
einer solchen interinstitutionellen Proklamation, die auch zu Änderungen des Vorschlags
der  Kommission  führen  könne,  will  die  Kommission  moderieren.  Bis  dahin  solle  die
Empfehlung  der  Kommission  als  Bezugsdokument  dienen.  Zur  Ergänzung  der  Säule

4 Europäisches Parlament: Entschließung zu einer europäischen Säule sozialer Rechte,  19. Januar 2017,
P8_TA-PROV(2017)0010.

5 European  Commission:  Commission  Staff  Working  Document,  Report  of  the  public  consultation,
SWD(2017) 206 final.

6 European Commission: Commission Staff Working Document, Accompanying the document Establishing
a European Pillar of Social Rights, SWD(2017) 201 final. 

7 Europäische Kommission: Vorschlag für eine interinstitutionelle Proklamation zur europäischen Säule so-
zialer Rechte, COM(2017) 251 final.
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verabschiedete  die  Kommission auch ein sozialpolitisches  „Scoreboard“8,  mit  dem die
sozialpolitischen Entwicklungen und „der gesellschaftliche Fortschritt“ in den Mitglied-
staaten beobachtet werden sollen. Das Scoreboard soll auf „nachvollziehbare, gesamtheit-
liche und objektive Weise“ die Fortschritte erfassen und so die Voraussetzung schaffen, um
die  wichtigsten  sozial-  und  beschäftigungspolitischen  Herausforderungen  erkennen  zu
können.  Die  Messlatte  „gesellschaftlicher  Fortschritt“  definiert  die  Kommission  als
„Fähigkeit, das Wohlbefinden und die Chancen zu steigern und zu bewahren und damit die
Bedingungen zu schaffen, unter denen Menschen ihr Potenzial in vollem Maße ausschöp-
fen und ihren Grundbedarf  decken können.“9 Den gesellschaftlichen Fortschritt  in  den
angesprochenen drei Dimensionen – „Chancengleichheit und Zugang zum Arbeitsmarkt“,
„dynamische  Arbeitsmärkte  und  faire  Arbeitsbedingungen“  sowie  „öffentliche  Unter-
stützung/Sozialschutz und Inklusion“ – will die Kommission künftig in zwölf Bereichen
quantitativ messen. Die Ergebnisse werden in das Europäische Semester zur wirtschafts-
politischen  Koordinierung  einbezogen  und  in  den  jährlichen  Gemeinsamen  Beschäfti-
gungsbericht einfließen.

Reflexion über die soziale Dimension Europas

Die Kommission sieht die ESSR und die Diskussionen über die soziale Dimension als Teil
einer breiteren Debatte über die Zukunft der EU-27. Sie hatte bereits in ihrem Weißbuch
zur Zukunft Europas angekündigt, dass sie Ende April ein weiteres Diskussionspapier zur
sozialen Dimension vorlegen werde. Auch die „Erklärung von Rom“10 der EU-27 zum 60.
Jahrestag der Unterzeichnung der Römischen Verträge betonte die besondere Bedeutung
der sozialen Dimension des Integrationsprozesses und unterstrich erneut die gemeinsame
Verpflichtung,  Arbeitslosigkeit,  Diskriminierung,  soziale  Ausgrenzung  und  Armut  zu
bekämpfen.

Zeitgleich zu ihrem ESSR-Vorschlag legte die Kommission am 26. April 2017 auch ihr
Reflexionspapier  zur  sozialen  Dimension11 vor.  Aufbauend  auf  einer  Darstellung  der
derzeitigen sozialen  Lage in  der  Europäischen Union  und ihren  Mitgliedstaaten sowie
einer  Analyse von Faktoren des Wandels (Zusammensetzung beziehungsweise Alterung
der Bevölkerung, neue Formen der Lebensgestaltung und des Lebensstils, neue Arbeits-
welt und Arbeitsformen sowie neue soziale Risiken und Probleme) leitet die Kommission
daraus drei sehr unterschiedliche Optionen für die weitere Entwicklung des sozialen Euro-
pas ab: 

(1) die Begrenzung der sozialen Dimension auf den freien Personenverkehr; 
(2) eine intensivere Zusammenarbeit der „Willigen“ im Bereich des sozialen Europas;
(3) eine gemeinsame Vertiefung der sozialen Dimension in der EU-27.

8 Europäische Kommission: Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen, Sozialpolitisches Scoreboard,
SWD(2017) 200 final.

9 Ebd., S. 2.
10 Erklärung der führenden Vertreter von 27 Mitgliedstaaten und des Europäischen Rates, des Europäischen

Parlaments und der Europäischen Kommission, Erklärung von Rom, Rom, 25. März 2017. 
11 Europäische Kommission: Reflexionspapier zur Sozialen Dimension Europas, KOM(2017) 206.
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Die Kommission erläutert  zwar diese Optionen,  stellt  mögliche Auswirkungen dar  und
diskutiert deren jeweiligen Vor- und Nachteile, aber sie verweist auch auf die Grenzen der
Optionen, „je nachdem, mit wie viel Ehrgeiz, sie verfolgt werden und wie groß die Bereit-
schaft einiger – oder aller – Mitgliedstaaten zur Zusammenarbeit ist.“12 

Die Kommission strebt auf der Basis ihres Reflexionspapiers eine breite Debatte mit
Bürgerinnen und Bürgern, Sozialpartnern, den Mitgliedstaaten und anderen EU-Institutio-
nen an, die sich an zwei Leitfragen orientieren soll: 

(1) Welche Herausforderungen sollten die Länder gemeinsam in Angriff nehmen?
(2) Welchen Mehrwert können Instrumente auf EU-Ebene dabei leisten?

Eine erste Zwischenbilanz der Diskussion soll bei einem Sozialgipfel im November 2017
in Göteborg gezogen werden und dann in den weiteren Weißbuch-Prozess zur Zukunft der
Europäischen Union einfließen.

Weiterführende Literatur
Amandine Crespy/Georg Menz (Hrsg.): Social Policy and the Eurocrisis: Quo Vadis Social Europe, Basingstoke

2015.
Thomas Prosser: Economic union without social union: The strange case of the European social dialogue, in:

Journal of European Social Policy 5/2016, S. 460-472.

12 Ebd., S. 32.

238 Jahrbuch der Europäischen Integration 2017


